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Kleine Anfrage 5895 
 
des Abgeordneten Gregor Golland   CDU 
 
 
 
Schwierige Anerkennung von Dienstunfällen bei der Polizei? 
 
 
 
Polizeibeamte/innen in NRW unterliegen der sogenannten Freien Heilfürsorge. Behandlungs-
kosten werden ähnlich eines „normalen Kassenpatienten“ vom Land NRW übernommen, ver-
gleichbar mit der Regelung bei Soldaten.  
 
Erleidet ein Polizeibeamter einen Dienstunfall, hat dieser bei einer notwendigen stationären 
Behandlung einen Anspruch auf Unterbringung im Zweibettzimmer und Chefarztbehandlung. 
Hierdurch kommt der Dienstherr grundsätzlich seiner besonderen Fürsorgepflicht für seine 
sich im Dienst verletzten Beamtinnen und Beamten nach. 
 
Was sich in der Theorie gut anhört, führt in der Praxis regelmäßig zu Problemen. Die o.g. 
Leistungen erhält der/die Verletzte jedoch nur, wenn zuvor das schädigende Ereignis als 
Dienstunfall anerkannt wurde. Hierzu holen sich die Behörden regelmäßig ein Votum des zu-
ständigen Polizeiarztes ein. Neben der ohnehin miserablen personellen Situation im Bereich 
des polizeiärztlichen Dienstes, funktioniert die Anerkennung von Dienstunfällen regelmäßig 
nicht, wenn z.B. ein Unfall außerhalb der „normalen Bürodienstzeit“ erfolgt. 
 
Verletzt sich z.B. ein Beamter in Folge eines Verkehrsunfalles bei einer Sonder-/Wegerechts-
fahrt schwer, ist dies genauso ein Dienstunfall, als wenn eine Beamtin nach einem tätlichen 
Angriff eines Rechtsbrechers stationär zu behandelnde Verletzungen erleidet. Hier muss durch 
die Betroffenen im Krankenhaus trotz der im Einzelfall erheblichen Verletzung deutlich artiku-
liert bzw. entschieden werden, ob die o.g. Wahlleistungen in Anspruch genommen werden soll 
oder nicht. Oftmals dauert es jedoch Monate, manchmal sogar Jahre bis ein solch schädigen-
des Ereignis als Dienstunfall anerkannt wird. So lange kann niemand warten. Die betroffenen 
Beamten/innen tragen demnach regelmäßig das Kostenrisiko oder verzichten auf die ihnen 
zustehenden Leistungen aus Angst heraus, die durch die Inanspruchnahme der Besserbe-
handlung entstehenden Zusatzkosten nicht bewältigt zu bekommen. Dies führt die im Beam-
tenstatusgesetz geregelte Fürsorgepflicht regelmäßig ad absurdum.  
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Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Verletzt der Dienstherr durch die oftmals langen Wartezeiten auf die Anerkennung eines 

Dienstunfalles möglicherweise regelmäßig die ihm obliegenden Fürsorgepflichten aus 
dem Beamtenstatusgesetz?  

 
2. Wieso erlässt das zuständige Ministerium keine landeseinheitliche Regelung, die das 

Verfahren zur Anerkennung von Dienstunfällen beschleunigt?  
 
3. Wieso wird in der Wartezeit bis zur Anerkennung nicht zumindest die Inanspruchnahme 

der Krankenversorgung unbürokratisch gewährleistet? 
 
4. Wieso werden nicht Kompetenzen auf den Polizeibeamten vom Dienst (PvD) delegiert, 

der in eindeutigen Fällen einen Dienstunfall zumindest vorläufig anerkennen kann, um 
den betroffenen Beamten, die ihnen zustehenden Behandlungen zu ermöglichen?  

 
5. Wäre eine ein Bereitschaftsdienst der Polizeiärzte sinnvoll, der rund um die Uhr, lediglich 

durch telefonische Erreichbarkeit, eine fachärztliche Entscheidung treffen kann, um dem 
Grundgedanken der Fürsorgepflicht entsprechen zu können? 

 
 
 
Gregor Golland  
 


